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Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE)  

zur Allgemeinverfügung
Vom 20. März 2026

Gemäß §  23 der Verbandssatzung des ZAOE in Ver-
bindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 des Sächsischen Kreislauf-
wirtschafts- und Bodenschutzgesetzes und §  30 Absatz  3 
Satz 1 der Abfallwirtschaftsatzung des ZAOE (ZAOE-AWS) 
wird folgende Allgemeinverfügung bekannt gegeben:

1.	 Es wird festgestellt, dass der nächste für ein Abfallsam-
melfahrzeug erreichbare Platz für die Grundstücke mit 
den Hausnummern 21  – 23a die Stellfläche vor den 
Grundstücken 24/26 (Bereitstellungsplatz 1) und für die 
Grundstücke mit den Hausnummer 33 – 37 der Fußweg 
Hausbergweg (Bereitstellungsplatz 2) ist.

2.	 Eine Entsorgung wird ab dem 4. April 2026 nur noch an 
den in Ziffer 1 genannten Bereitstellungsplätzen durch-
geführt.

3.	 Die Allgemeinverfügung vom 23. Oktober 2025 wird als 
obsolet aufgehoben.

4.	 Die sofortige Vollziehung der Nummer 1 bis 3 wird ange-
ordnet.

Begründung:

I.

Sofern Straßen, Straßenteile, Straßenzüge und Wohn-
wege mit den im Einsatz befindlichen Sammelfahrzeugen 
aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht befahr-
bar sind oder Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand angefahren werden können, sind gemäß § 30 Ab-
satz 3 Satz 1 ZAOE-AWS die Abfälle an die nächste durch 
die Sammelfahrzeuge erreichbare Stelle zu bringen. Dies 
gilt sowohl für sämtliche am Grundstück genutzten Abfall-
behälter als auch für Sperrmüll und Elektroaltgeräte, die zur 
Abholung angemeldet werden.

Im betroffenen Gebiet gemäß Anlage ist eine Entsor-
gung am Grundstück nicht möglich. Dies wurde wie folgt 
ermittelt:

Im Rahmen einer gemeinsamen Begehung mit den vom 
ZAOE beauftragten Entsorgungsunternehmen ALBA Sach-
sen GmbH und Nehlsen Sachsen GmbH & Co. KG, deren 
Berufsgenossenschaft sowie der Stadtverwaltung Radebeul 
wurde die Entsorgungssituation dahingehend überprüft, ob 
eine Bereitstellung der Abfälle direkt am Grundstück weiter-
hin möglich ist.

Hierfür wurde die Befahrbarkeit der Zufahrtsstraße un-
ter Einhaltung der gesetzlichen Regelungen zum Arbeits-
schutz und der entsprechenden Unfallverhütungsvorschrif-
ten für Abfallsammelfahrzeuge überprüft. Dabei wurden die 
Abmaße eines vertraglich geforderten Kleinstfahrzeuges zu 
Grunde gelegt.

Die Entsorgungsunternehmen kamen im Rahmen der 
Begutachtung zu dem Ergebnis, dass die Zufahrt zu den 
Grundstücken aus den folgenden Gründen für die sichere 
Befahrung mit einem Entsorgungsfahrzeug ungeeignet ist:

Die Befahrung ist aufgrund der bestehenden Straßen-
breite im Bereich der Hausnummer 33 bis zur Einmündung 
auf den Rietzschkegrund mit einem Sammelfahrzeug nicht 
zulässig. Gemäß den geltenden DGUV-Vorschriften muss 
auf beiden Seiten  des Fahrzeuges ein Sicherheitsabstand 
von mindestens 50 cm bestehen, so dass die Insassen im 
Notfall aussteigen können. Dies ist hier aufgrund der beste-
henden festen Hindernisse am Fahrbahnrand (Mauer, He-
cke, Zaun) über eine längere Fahrtstrecke nicht möglich.

Die Zufahrt zu den Hausnummern 21 bis 23a ist eine 
Stichstraße ohne für das Entsorgungsfahrzeug ausrei-
chende Wendemöglichkeit. Eine Befahrung ist daher nur 
möglich, wenn die Strecke rückwärtsgefahren wird. Dies 
ist nach den geltenden DGUV-Vorschriften aufgrund der 
erhöhten Gefahrensituation nur mit Einweiser möglich, für 
den neben dem Fahrzeug (Breite mit Aufbau: 2,10 m) ausrei-
chend Sicherheitsabstand von mindestens 50 cm auf beiden 
Seiten bestehen muss. Die Fahrtstrecke muss zudem so ge-
staltet sein, dass der Fahrer den Einweiser jederzeit sehen 
kann. Dies ist hier aufgrund der vorhandenen Straßenbreite 
nicht möglich.

Um zumindest eine Teilbefahrung zu ermöglichen, 
wurde folgende Vorgehensweise gefunden:

Die Befahrung des Kynastweg erfolgt bis zur Hausnum-
mer 24. Auf dieser Höhe wird der Entsorger wenden und bis 
zur Hausnummer 29 rückwährts fahren, da eine Rückwärts-
fahrt nur bis zu 150 Meter ausnahmsweise zulässig ist. An-
schließend fährt dieser entgegen der Einbahnstraße bis zum 
Sonnenweg zurück.

Unter Anwendung dieser Vorgehensweise ergeben sich 
die nächsten für das Entsorgungsfahrzeug erreichbaren 
Stellen, an welchen mehrere Behälter verkehrssicher abge-
stellt werden können. Dies sind die Fläche vor der Hausnum-
mer 24/26 und der Fußweg am Hausbergweg.

Von einer Anhörung der Betroffenen wurde gemäß § 28 
Absatz 2 Nr. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgese-
hen.

II.

Die sofortige Vollziehung war gem. § 80 Absatz 2 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung anzuordnen, weil sie im öf-
fentlichen Interesse liegt.

Der beauftragte Entsorger ist nicht verpflichtet, die be-
nannten Grundstücke anzufahren. Derzeit fahren die Entsor-
ger unter Duldung der zuständigen Berufsgenossenschaft 
aus eigenem Antrieb so wie oben angegeben als Zwischen-
lösung. Für die benannten Grundstücke würde ohne die Lö-
sung die Entsorgung ausfallen.

Gegen die oben benannten Gefahren steht das Inter-
esse des jeweiligen Widerspruchsführers an einer komfor-
tableren Entsorgung. Dieses ist umso größer, je länger der 
Behälter gezogen werden muss. Zu beachten ist allerdings, 
dass mit einer größeren Entfernung auch die oben genann-
ten Gefahren zum Teil größer werden. Darüber hinaus hat 
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jeder Anwohner eine Mitwirkungspflicht. Und insbesondere 
für die Bereitstellung am Bereitstellungsplatz 2 beträgt die 
Distanz, die die Behälter bewegt werden müssen, kaum 
mehr als bis zur Grundstücksgrenze.

Hinzu kommt, dass die Entsorgung einer einheitlichen 
Tourenplanung folgen muss. Würde die Allgemeinverfügung 
in der Wirksamkeit durch einen Widerspruch beschränkt, 
müsste der Entsorger ggf. uneinheitliche Touren plane.

In der Abwägung muss das Interesses eines Wider-
spruchsführers an der Aufschiebenden Wirkung daher ge-
genüber dem öffentlichen Interesse dahinstehen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Allgemeinverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form 
oder zur Niederschrift beim Zweckverband Abfallwirtschaft 

Oberes Elbtal, Meißner Straße 151a, 01445 Radebeul einzu-
legen. Der Zugang für elektronische Dokumente ist auf die 
Dateiformate *.pdf, *.txt, *.docx, *.xlsx, *.jpg, *.jpeg, *.tif, *.tiff 
und *.bmp beschränkt. Die Übermittlung des elektronischen 
Dokuments hat durch Übersendung einer De-Mail mit der 
Versandart „absenderbestätigt“ an die Adresse info@zaoe.
dE-Mail.de zu erfolgen.

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Ein Widerspruch per einfacher E-Mail ist nur formge-
recht, wenn er an die Adresse info@zaoe.de gesendet wird 
und ein eigenhändig vom Widerspruchsführer unterzeichne-
tes Dokument in einem der o.g. Dateiformate enthält.

Hinweis:

Ein Widerspruch gegen diese Allgemeinverfügung hat 
gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung keine aufschiebende Wirkung.

Radebeul, den 20. März 2026

Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal 
Roman Toedter 
Geschäftsführer
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Anlage –  
Geltungsbereich der Allgemeinverfügung vom 20. März 2026 (Markierung: Bereich der bisherigen Bereitstellung)


